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Antrag 

der Abgeordneten Heinz Paula, Dr. Wilhelm Priesmeier, Petra Crone, Sebastian 
Edathy, Petra Ernstberger, Elvira Drobinski-Weiß, Iris Gleicke, Gustav Herzog, 
Gabriele Hiller-Ohm, Ulrich Kelber, Ute Kumpf, Garen Marks, Dr. Matthias Miersch, 
Thomas Oppermann, Holger Ortei, Mechthild Rawert, Rolf Schwanitz, Stefan 
Schwartze, Kerstin Tack, Dr. Marlies Volkmer, Waltraud Wolff (Wolmirstedt), 

Dr. Frank-Walter Steinmeier und der Fraktion der SPD 


Tierschutz bei Katzen verbessern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, einen Regelungs- 
vorschlag zur verpflichtenden Kennzeichnung, Registrierung und Kastration 
von Katzen mit Freilauf und freilebenden Katzen vorzulegen. 


Berlin, 9. November 2010 

Dr. Frank-Walter Steinmeier nnd Fraktion 


Begründung 

Die unkontrollierte Fortpflanzung von Katzen mit Freilauf und freilebenden 
Katzen führt zu unnötigem Tierleid. Verwilderte Katzen müssen häufig unter 
tierschutzwidrigen Bedingungen leben und sind oftmals Überträger infektiöser 
Krankheiten. Obwohl Tierschutzverbände bereits versuchen, viele wild lebende 
Katzen weiträumig zu kastrieren, stellen sie einen unkontrollierten Anstieg der 
Population wild lebender Katzen fest. Viele Katzenbesitzer versäumen es, ihre 
Tiere kastrieren zu lassen. So kann ein weiterer Anstieg der Population nicht 
verhindert werden. 

Die Tierheime sind aufgrand der Katzenschwemme und der damit verbundenen 
finanziellen Kosten überlastet und verhängen zum Teil Aufnahmestopps. Sie 
haben weder Platz noch finanzielle Mittel, sich der fortwährend steigenden 
Anzahl der Katzen anzunehmen. 

Eine Kastrationsmöglichkeit zur Vermeidung unkontrollierter Fortpflanzung ist 
nach unserem Tierschutzgesetz zwar erlaubt, es gibt jedoch keine verpflich- 
tende bundeseinheitliche Verordnung, die eine Kastration für Katzen verbind- 
lich vorschreibt. Das europäische Übereinkommen über den Schutz von Fleim- 
tieren befürwortet diese Möglichkeit ausdrücklich in Artikel 12, sofern die An- 
zahl der streunenden Tiere ein Problem darstellt. 
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Tierschutzverbände und Tierärzte fordern seit langem eine Kastrationspflicht 
für Katzen. Städte wie Paderborn, Delmenhorst und Düsseldorf haben bereits 
eine solche Pflicht durch entsprechende Verordnung erteilt. 
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